
 

II. Änderungssatzung 

zur Verbandssatzung des Zweckverbandes Friedhof Nahe 

vom 04.02.2014 
 

Aufgrund des § 5 Abs. 3 und 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit in Verbindung 

mit § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein wird nach Beschlussfassung durch die 

Verbandsversammlung vom 26.01.2021 folgende II. Änderungssatzung zur Verbandssatzung 

des Zweckverbandes Friedhof Nahe erlassen: 

 

Artikel 1 

 

§ 10 

Entschädigung 

 

Die Absätze 1 bis 5 erhalten folgende Fassung: 

 

(1) Die ehrenamtliche Verbandsvorsteherin oder der ehrenamtliche Verbandsvorsteher 

      erhält für ihre oder seine Tätigkeit zugleich als Vorsitzende oder Vorsitzender der 

      Verbandsversammlung nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine Aufwands- 

      entschädigung in Höhe von 345,00 €. 

      Stellvertretern/Stellvertreterinnen der ehrenamtlichen Verbandsvorsteherin oder des  

      ehrenamtlichen Verbandsvorstehers wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung 

      für ihre besondere Tätigkeit als Vertretung eine Aufwandsentschädigung gewährt, deren  

      Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für  

      jeden Tag, an dem die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher vertreten wird,  

      ein Dreißigstel von 90 % der monatlichen Aufwandsentschädigung der Verbandsvor- 

      steherin oder des Verbandsvorstehers. Die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung 

      darf die Aufwandsentschädigung der Verbandsvorsteherin oder des Verbandsvorstehers  

      nicht erreichen.  

 

(2) Ausschussvorsitzende und bei deren Verhinderung deren Vertretende erhalten nach  

      Maßgabe der Entschädigungsverordnung für jede von ihnen geleitete Ausschusssitzung 

      ein zusätzliches Sitzungsgeld in Höhe von 35,00 €. 

 

(3) Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten nach Maßgabe der Entschädigungs- 

      verordnung für ihre Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und der Aus- 

      schüsse, in die sie gewählt sind, ein Sitzungsgeld in Höhe von 35,00 €.  

 

(4) Ehrenbeamtinnen und –beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Mit- 

      gliedern und stellvertretenden Mitgliedern der Verbandsversammlung ist der durch die  

     Wahrnehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit während der regel- 

     mäßigen Arbeitszeit entgangene Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit auf Antrag 

     in der nachgewiesenen Höhe gesondert zu ersetzen. Ferner ist der auf den entgangenen 

     Arbeitsverdienst entfallene Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zu erstatten, soweit 

     dieser zu Lasten der oder des Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungs- 

     träger abgeführt wird. Sind die in Satz 1 genannten Personen selbständig, so erhalten sie 

     für den durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit  

     während der regelmäßigen Arbeitszeit entstandenen Verdienstausfall auf Antrag eine  

     Verdienstausfallentschädigung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall nach billigem 

     Ermessen festgesetzt wird. Der Höchstbetrag der Verdienstausfallentschädigung je Stunde 

     beträgt 21,00 €.  



 

 

 

(5) Ehrenbeamtinnen und –beamte, ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger, Mitglieder 

      und stellvertretende Mitglieder der Verbandsversammlung, die einen Haushalt mit min- 

      destens zwei Personen führen und nicht weniger als 20 Stunden die Woche erwerbstätig 

      sind, erhalten für die durch das Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Ab- 

      wesenheit vom Haushalt während der regelmäßigen Hausarbeitszeit gesondert auf Antrag 

      für jede volle Stunde der Abwesenheit eine Entschädigung. Der Stundensatz dieser Ent- 

      schädigung beträgt 12,00 €. Auf Antrag sind statt einer Entschädigung nach Stunden- 

      sätzen die angefallenen notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt zu ersetzen.  

       

         

 

Artikel 2 
 

§ 21 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen des Zweckverbandes werden durch Bereitstellung auf der Internetseite  

      www.amt-itzstedt.de bekanntgemacht.  

 

(2) Jede Person kann sich Satzungen kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen  

      werden im Amt Itzstedt, Segeberger Str. 41, 23845 Itzstedt, zur Mitnahme ausgelegt 

      oder bereitgehalten. 

 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in 

      Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, soweit 

      nicht gesetzlich etwas Anderes bestimmt ist. 

 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls 

      in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas Anderes bestimmt ist. 

    

Artikel 3 
 

§ 22 

Inkrafttreten 

 

Die II. Änderungssatzung tritt rückwirkend am 01.01.2021 in Kraft. 

 

 

 

Itzstedt, den 09.02.2021     gez. Sönke Gatermann 

     (L.S.)   Verbandsvorsteher 

          

 

 

 

http://www.amt-itzstedt.de/

